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Oberbürgermeisterwahl mit landesweiter Bedeutung
Politikwissenschaftler sieht Abstimmung am Sonntag als Stimmungstest für die Parteien im Südwesten

MANNHEIM Die bevorstehende Ober-
bürgermeisterwahl in Mannheim
ist nach Ansicht des Politikwissen-
schaftlers Wolfgang Seibel ein wich-
tiger Stimmungstest für die SPD in
Baden-Württemberg. Wenn eine
Großstadt wie Mannheim und noch
dazu die SPD-Hochburg des Landes
am Sonntag für Amtsinhaber Peter
Kurz und die Sozialdemokraten ver-
loren ginge, wäre das für sie „ein
Schlag ins Kontor“, sagte der Kon-
stanzer Experte.

Personen Zwar sei eine OB-Wahl
stets eine sehr stark auf Personen
konzentrierte Abstimmung. Den-
noch dürfe die SPD, die laut Umfra-

gen ohnehin auf dem absteigenden
Ast sei, einen solchen Wahlausgang
nicht als Zufallsergebnis abtun. Sie
müsste sich auf Landesebene fra-
gen, was sie besser machen könne,
sagte Seibel mit Blick auf die Land-
tagswahl im kommenden Jahr.

Für die CDU und ihren Kandida-
ten Peter Rosenberger wäre ein Sieg
in Mannheim sogar noch bedeutsa-
mer – und zwar im positiven Sinne.
Die Christdemokraten hätten in
Großstädten generell Probleme.
Für sie wäre es ein Hoffnungsschim-
mer, wenn sie unter widrigen Um-
ständen die OB-Wahl in der dritt-
größten Stadt des Landes gewinnen
würden.

Bei der Mannheimer OB-Wahl
hatte im ersten Wahlgang am 14.
Juni keiner der vier Bewerber die ab-
solute Mehrheit erhalten. Nur 30,7
Prozent der Wahlberechtigten wa-
ren zu den Urnen gegangen. Eine

derart geringe Wahlbeteiligung
schränke die Repräsentativität einer
Wahl natürlich ein, betonte der Wis-
senschaftler.

Wahlbeteiligung Die Wissenschaft
wisse nicht ganz genau, warum die
Wahlbeteiligung chronisch sinke.
Kurioserweise sei jedoch das Inte-
resse auf kommunaler Ebene beson-
ders gering. Viele Menschen seien
der irrigen Auffassung, dass es hier
nicht wirklich um große Politik
gehe, sagte Seibel. Dabei habe die
Kommunalpolitik für den Alltag der
Menschen eine viel größere Bedeu-
tung als Wahlen auf Landes- und
Bundesebene. dpa

Peter Kurz (SPD)
Fotos: Archiv/dpa

Peter Rosenber-
ger (CDU)
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Karikaturist am Ende. Zeichnung: Horst Haitzinger

Kommentare

Überfällig
Daher war eine Reform längst

überfällig. Dass nun in einem Bun-
desamt die Informationen verschie-
dener Behörden zusammenlaufen
und ausgewertet werden sollen,
sollte eine bessere Koordinierung
und Kooperation erleichtern. Die
Rolle von V-Leuten ist nun gesetz-
lich geregelt, wird jedoch auch in
Zukunft umstritten bleiben. Es mag
gute Gründe dafür geben, sie sogar
abzuschaffen – doch wenn es sie
gibt, müssen Einsatz und Kompe-
tenzen klar definiert sein.

Minister de Maizière hat betont,
dass mit der Reform Lehren aus fest-
gestellten Defiziten gezogen wür-
den. Das ist die politische Sichtwei-
se. Aber das heißt nicht, dass sie in
der Praxis auch leicht und schnell
umzusetzen wäre. Damit es so weit
kommen konnte, mussten sich fehl-
geleitete Strukturen über lange Zeit
entwickeln. Es wird einige Zeit dau-
ern, bis diese Strukturen aufgebro-
chen sein werden.

Die Reform des Verfassungsschut-
zes war zwangsläufig, muss sich
aber in der Praxis noch beweisen.

Von Sascha Sprenger

Nein, mit Ruhm bekleckert hat sich
der Verfassungsschutz in Deutsch-
land in den vergangenen Jahren
kaum. Dass der Nationalsozialisti-
sche Untergrund (NSU) so lange
unentdeckt bleiben konnte, lag un-
ter anderem an einem schier un-
glaublichen „kollektiven Versagen“
der verschiedenen Sicherheitsbe-
hörden, wie es Thomas de Maizière
nannte. Ermittlungsergebnisse wur-
den als Herrschaftswissen betrach-
tet und nicht mit anderen geteilt, so
dass sich Geheimdienste und Poli-
zei selbst blockiert haben. Provo-
kant könnte man sogar behaupten:
Dass die NPD noch nicht verboten
wurde, verdankt sie teilweise sogar
dem Verfassungsschutz, der die
Partei bis in die Führungsspitze hi-
nein mit V-Leuten durchsetzt hatte.

Erst Kabinett, dann Karriere
Wenn Politiker in die Wirtschaft
wechseln, sollte eine Karenzzeit
von zwölf Monaten reichen.

Von Martin Ferber

Wenn Minister oder Staatssekretäre
die Seiten wechseln, sorgt dies im-
mer für Ärger. Denn die im Regelfall
überaus gut dotierten Jobs haben
sie nicht wegen ihrer Qualifikation
erhalten, sondern weil sie ein beson-
deres Kapital mitbringen, auf das es
der neue Arbeitgeber abgesehen
hat: Beziehungen zu den politischen
Entscheidungsträgern und direkten
Zugang zu den Mächtigen und
Wichtigen. Die Kabinettsbank wirkt
wie ein Karrierebeschleuniger.

Der Bundestag hat nun eine Ka-
renzzeit von zwölf Monaten, im Aus-
nahmefall von 18 Monaten, einge-
führt, jeder Wechsel muss der Re-
gierung schriftlich mitgeteilt wer-
den. Kritikern geht das nicht weit

genug, sie fordern eine Abklingzeit
von bis zu drei Jahren, um ein allzu
enges Geflecht von Politik und Lob-
byismus zu verhindern.

Das klingt zunächst gut – und
schießt doch übers Ziel hinaus.
Auch Politiker, die nur ein Mandat
auf Zeit haben und damit rechnen
müssen, abgewählt zu werden, ha-
ben das Recht auf freie Berufswahl.
Zudem ist es durchaus im Sinne der
Politik, wenn es eine gewisse Durch-
lässigkeit zwischen Wirtschaft und
Parlament gibt, in dem ohnehin zu
viele Juristen und Beamte sitzen.

Eine Karenzzeit von einem Jahr
ist ein Kompromiss, der allen Seiten
gerecht wird. Zwölf Monate Pause
können in der schnelllebigen Politik
eine lange Zeit sein. Und jeder Abge-
ordnete weiß, mit wem er es zu tun
hat, wenn der Ex-Kollege und Neu-
Lobbyist um einen Termin bittet.
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Atomminister, einem der Akteure,
denen wir den mit hohen Anfangs-
subventionen gepflasterten Weg in
das Atomzeitalter zu verdanken ha-
ben. Die bis zuletzt das hohe Lied
der Atomenergie gesungen haben,
nun mit dem produzierten Atom-
müll nichts zu tun haben wollen und
eine Zwischenlagerung der rück-
kehrenden Castoren verweigern.
Das Ansinnen von Bundesumwelt-
ministerin Barbara Hendricks
(SPD), diese mit Atommüll gefüllten
Castoren einigermaßen gleichmä-
ßig nach dem Verursacherprinzip
auf die Verursacherländer zu vertei-
len, wird als „dreist“ empört zurück-
gewiesen.

Gerissen Nicht genug damit. Die
Hochspannungsleitungen von Nord
nach Süd, denen Ministerpräsident
Seehofer im Bundesrat noch zuge-
stimmt hat und die über Thüringen
nach Bayern führen sollten, sollen
nach einem „genialen“ Seehofer-
schen Einfallsblitz einfach ein paar
Kilometer anstatt über Bayern über
Ost-Württemberg geführt werden.
Und sein konservativer Nachbar
Guido Wolf (CDU) wollte ihm dabei
sogar die Hand führen.

Damit macht sich die etablierte Po-
litik selbst zum Vorreiter des Flori-
ansprinzips. Politik, die eigentlich
per Definition und Verfassungsauf-
trag dem Gemeinwohl verpflichtet
ist. Die viel zitierte Südschiene, das
gute nachbarschaftliche Verhältnis,
um das sich Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann aktiv bemüht
hat, war schon mal in einer besseren
Verfassung.

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Geschönt Die Pkw-Maut, die das
Identität stiftende Glanzstück der
CSU in der Koalition werden sollte,
verbal geschönt mit dem Begriff „In-
frastrukturabgabe“, wurde von der
EU Kommission ganz cool auf das
zurückgeführt, was es von Anfang
war und von Dobrindt, Seehofer und
den CSU-Granden im Wahlgetöse
auch so benannt wurde: eine Auslän-
dermaut. Eine Ausländermaut, die,
und dazu braucht man kein Jurastu-
dium, ja noch nicht mal eine Verwal-
tungslehre absolviert zu haben,
rechtlich ein „No Go“ ist, wirtschaft-
lich nicht die Summen einspielt, die
sie verspricht und europapolitisch
töricht dazu.

Das ist hundertfach genauso kom-
mentiert worden, das ist auch von
Sachverständigen des Parlaments
und der Administration im Vorfeld x-
fach so formuliert worden. Anstatt
die Konsequenz daraus zu ziehen
und die Idee vom Tisch zu nehmen,
wie es drei Verkehrsminister zuvor
bei ähnlichen Vorhaben getan ha-
ben, haben Verkehrsminister Dob-
rindt und sein Ministerium ihre ge-
samte Energie darauf verwendet, ei-
nen Umgehungstatbestand zu kon-
struieren, mit dem sie meinten, die
EU Kommission hinters Licht füh-
ren zu können.

Genasführt Angespitzt von unseren
Nachbarn Österreich, Slowenien
und anderen Ländern, bei denen In-
länder wie Ausländer gleicherma-
ßen Maut zahlen, hat die EU-Kom-
mission ausrechenbar und abseh-
bar die bayerische Trickser-Maut
dem Europäischen Gerichtshof we-
gen der Verletzung des Diskriminie-
rungsverbots unter den Mitgliedern
der EU zur Prüfung vorgelegt.

Das ist die tumbe Variante des an-
sonsten ja sympathisch daherkom-
menden bayerischen „Mir san mir“-
Lebensgefühls, das ich bei einer

Maß Bier und einem Radi in einem
bayerischen Biergarten ansonsten
sehr schätze.

Geschwächt Das Ganze wird da-
durch nicht besser, dass die CDU
eher heimlich und die SPD mehr
oder weniger offen inhaltlich dage-
gen waren. Mit ihrer formalen Zu-
stimmung zu diesem Kamikazekurs
haften sie gleichermaßen für einen
weiteren Verlust an Glaubwürdig-
keit von Politik und genauso be-
denklich für eine Schwächung der
Stellung Deutschlands in der EU.

Ähnliches gilt auf nationaler Ebe-
ne für ein weiteres Lieblingsprojekt
der CSU, auch mitgetragen und mit
zu verantworten von CDU und SPD,
dem Betreuungsgeld, das ebenfalls
gegen breiten gesellschaftlichen
und fachlichen Widerstand durch-
geboxt wurde und das jetzt vor dem
Verfassungsgericht auf der Kippe
steht. Kann man das noch auf das
Konto „ideologische Profilierung“
der CDU buchen, lösen aber die fol-
genden bayrischen Bocksprünge,
die im Verhältnis zum Bund und im
Verhältnis zum Nachbarn Baden-
Württemberg in den vergangenen
Wochen erfolgten, nur noch bloßes
Unverständnis aus.

Bayern ist einer der größten Pro-
duzenten von atomaren Abfall, mit
Franz Josef Strauss (1915 –1988) als

Bayern, Hort des Hochmuts
Politisches Quintett

Von Rezzo Schlauch

Die Rücknahme von Atommüll (hier in
Neckarwestheim) lehnt die bayerische
Regierung ab. Foto: Dittmar Dirks

Zum Kompromiss bei der Energie-
wende meinen:

Der Energie-Kompromiss der gro-
ßen Koalition passt ins Politiksche-
ma dieser Regierung. Es wird der
Weg des geringsten Widerstandes
beschritten. Nun wird es noch para-
doxer: Statt, wie zunächst vorgese-
hen, die Betreiber von Kohlekraft-
werken mit einer Strafabgabe zu be-
legen, erhalten sie Abwrackprämi-
en. Eine wirklich faule Wende.

Wieder ein bisschen linker
Die CDU rückt mit ihrer neuen Par-
teiprogrammatik der SPD und den
Grünen auf den Pelz.

Von Wilfried Werner

Fischt die CDU ungeniert in frem-
den Gewässern? Vieles, was man in
den neuen Programmpapieren liest,
könnte auch in Grünen- oder SPD-
Konzepten stehen. Doch zum einen
ist Parteistrategen nicht verboten,
bei anderen abzukupfern. Zum an-
deren werden sich im politischen
Alltag schon gewisse Differenzen
ergeben. Beispiel Klimaschutz. Das,
was als angeblicher Einstieg in den
Ausstieg aus der Kohle gepriesen
wird, ist in SPD-Kreisen – Gabriel
musste ja nachgeben – mindestens
umstritten, bei Grünen scharfer Kri-
tik ausgesetzt. Bewahrung der
Schöpfung, Orientierung an der grü-
nen Papst-Enzyklika ist eine Sache.
Wirtschaftsinteressen und Jobs die
andere – und die wird für die Union

bei der Güterabwägung allemal
noch den Ausschlag geben.

Dennoch, aus den Programm-
punkten kann man schon so etwas
wie die Vorbereitung einer schwarz-
grünen Liaison nach 2017 herausle-
sen. Und man muss kein Prophet
sein, um zu ahnen, dass die CDU
dann auch die Hürde Homo-Ehe
noch überspringen wird.

Gefährlicher ist die Neuausrich-
tung denn auch für die SPD. Soll sie
nun weiter nach links rücken? Dort-
hin, wo schon die Linke sitzt? Besser
wäre es, mit der CDU weiter um die
Mitte zu ringen und zu hoffen, dass
die Partei die Wähler mit besserem
Personal überzeugt. Irgendwann.

Denn das ist Zukunftsmusik. Bei
so viel Ähnlichkeit in den Program-
men werden Wahlen noch mehr
nach Personen entschieden. Und da
hat die populäre Kanzlerin, so sie
2017 antritt, fraglos einen Bonus.
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Die Hitze macht vielen zu schaffen,
also lässt sich die EU etwas einfal-
len: Eine Glosse.

Von Sascha Sprenger

Hitzköpfe
Wer einmal wissen wollte, wie sich
eine Fußball-WM im katarischen
Sommer angefühlt hätte, muss der-
zeit eigentlich nur das Haus verlas-
sen. Obwohl: Was hierzulande unter
die Hitzewarnstufe zwei fällt, ent-
lockt dem gemeinen Katarer nur ein
müdes Lächeln, während er an sei-
nem offenen Grill steht und dabei
atomstromheißen Tee trinkt.

Wir dagegen können und müssen
bei dieser Hitze unser Verhalten der
Belastungssituation anpassen, sa-
gen Experten. Bundesminister aller
Ressorts haben keine Zeit verloren
und sogar aus dem Schwimmbad
ihre Mitarbeiter angerufen, damit
diese sinnvolle Ratschläge entwi-
ckeln. Auch von der Europäischen
Union in Brüssel kamen tolle Ideen:

Die Maximaltemperatur von
Backöfen, Bügeleisen, Heizlüftern,
Wasserkochern und anderen Elek-
trogeräten wird ab 2017 auf 30 Grad
gesenkt. Kühlschränke und Eisfä-
cher müssen ab dem gleichen Zeit-
punkt eine Sitzmöglichkeit im In-
nenraum anbieten. Um dem demo-
grafischen Wandel vorzubeugen
und die Sozialkassen zu entlasten,
werden Rentner dazu angehalten,
sich extremen körperlichen Belas-
tungen auszusetzen und gleichzei-
tig wenig zu trinken. Zuwiderhand-
lungen werden mit Saunabesuchen
nicht unter 60 Minuten bestraft.

Durch ein verhandlungstechni-
sches Meisterstück von Ursula von
der Leyen ist es nun allen anderen
Staaten verboten, bei Temperaturen
über 30 Grad zu versuchen, in
Deutschland einzumarschieren.
„Das ist nicht mehr als fair“, argu-
mentiert Nato-Generalsekretär Jens
Stoltenberg. Schließlich könne sich
Deutschland mit dem G36 dann
nicht mehr wehren.

So gesagt

Fast eine Viertelmilliarde Euro im
Jahr sollen die Energiekonzerne da-
für bekommen, dass sie einige ural-
te Dreckschleudern als Reserve vor-
halten. Die Energiewende geht ein-
mal mehr zulasten von Stromkun-
den und Verbrauchern. Sie und
nicht die Konzerne, die eigentlich
mit einer Kohleabgabe belegt wer-
den sollten, zahlen die Zeche.


